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Seminar im Wirtschafts- und Steuerrecht für Bachelor- und Masterstudierende  
Sommersemester 2026 

  
„EU-Recht unter Druck: Nachhaltigkeits- und Digital-Omnibus,  

CBAM und Klimaklagen als Rückkopplung europäischer Transformationssteuerung“ 
  

Themen 
  
 Thema  Einstiegsquellen und Methodik  

I. Nachhaltigkeit, CSRD und CSDDD  

1. Doppelregulierung der Nachhaltigkeitsberichterstattung?  
Zum Verhältnis von ESRS und HGB im Entwurf der Bundesregierung für ein 
deutsches CSRD-Umsetzungsgesetz 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 hinsichtlich 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in der durch die Richtlinie 
(EU) 2025/794 geänderten Fassung.  
 
Übernimmt der Regierungsentwurf detaillierte Berichtspflichten ins HGB, obwohl 
die ESRS als delegierte EU-Rechtsakte existieren? Verstößt die nationale 
Ausgestaltung gegen das Prinzip der Normenkohärenz und der 
Rechtsquellenhierarchie? 
 
Methode: Rechtsquellen- und Hierarchieanalyse (Richtlinie – delegierter Rechtsakt 
– nationales Recht) Systematischer Vergleich: ESRS vs. § 289c ff. HGB-E - 
Identifikation von Normüberschneidungen 

2. Nachhaltigkeitsbericht im ESEF-Format 
Aufstellung oder Offenlegung? – Zur Verhältnismäßigkeit der ESEF-Pflicht im 
RegE-CSRD-UmsG 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 hinsichtlich 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in der durch die Richtlinie 
(EU) 2025/794 geänderten Fassung; Stellungnahmen des AKBR und des 
Bundesrats hierzu; Welling, Nachhaltigkeitsberichterstattung - Das politische Spiel 
mit den Ressourcen der Unternehmen, KlimaRZ 2025, 10 
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Das CSRD-UmsG verlangt die Aufstellung des Nachhaltigkeitsberichts im ESEF-
Format. Ist die nationale „Aufstellungslösung“ unionsrechtlich geboten oder 
unverhältnismäßig? 
 
Methode: Verhältnismäßigkeitsprüfung (Geeignetheit – Erforderlichkeit – 
Angemessenheit. Vergleich mit Offenlegungslösungen anderer Mitgliedstaaten 
Analyse der Zielsetzung der CSRD (Zugänglichkeit vs. Formstrenge). 

3. Wer darf Nachhaltigkeitsberichte prüfen? 
Prüfungsmonopol oder Marktöffnung? – Zur Regulierung des Prüferkreises 
nach der CSRD 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 hinsichtlich 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in der durch die Richtlinie 
(EU) 2025/794 geänderten Fassung; Stellungnahmen des AKBR und des 
Bundesrats hierzu 
 
Der Gesetzentwurf sieht faktisch ein Prüfungsmonopol der Wirtschaftsprüfer vor. 
Bundesrat fordert Öffnung für andere unabhängige Prüfstellen. AKBR sieht 
Wettbewerbs- und Kapazitätsprobleme. 
 
Ist die Beschränkung des Prüferkreises sachlich gerechtfertigt? 
 
Methode: Berufs- und Marktzugangsregulierungsanalyse, Abwägung 
Qualitätssicherung vs. Wettbewerb, Vergleich mit Finanzberichterstattung und 
Zertifizierungsmodellen 

4. Der Konsolidierungskreis im Nachhaltigkeitsrecht 
Warum Nachhaltigkeit nicht bilanziell konsolidiert wird – Dogmatik und Kritik 
eines eigenständigen CSRD-Konsolidierungskreises 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 hinsichtlich 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in der durch die Richtlinie 
(EU) 2025/794 geänderten Fassung; Stellungnahmen des AKBR und des 
Bundesrats hierzu 
 
Nachhaltigkeitsbericht und Konzernabschluss folgen nicht zwingend demselben 
Konsolidierungskreis. AKBR kritisiert mangelnde Systematik und erhöhte 
Komplexität. 
 
Methode: Systematische Auslegung des Konzernbegriffs im HGB 
Vergleich der Funktionen von Finanz- und Nachhaltigkeitskonsolidierung 
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Prüfung alternativer Regelungsmodelle 

5. Trickle-down-Effekte der CSRD 
Mittelbare Belastungen nicht-berichtspflichtiger Unternehmen – rechtlich 
irrelevant oder regulierungsbedürftig? 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 hinsichtlich 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in der durch die Richtlinie 
(EU) 2025/794 geänderten Fassung; Stellungnahmen des AKBR und des 
Bundesrats hierzu 
 
Auch KMU ohne CSRD-Pflicht müssen umfangreiche Daten liefern. Kritik aus 
Praxis und Bundesrat: faktische Überregulierung. Sind mittelbare Belastungen 
rechtlich relevant oder bloß faktische Nebenfolgen? 
 
Methode: Folgenabschätzung und Regulierungswirkungsanalyse. Abgrenzung 
rechtlicher Pflichten vs. Marktdruck. Diskussion möglicher Schutzmechanismen 
(Value-Chain-Cap) 

6. Nachhaltigkeits-Omnibus und Absenkung des Ambitionsniveaus 
Vereinfachung oder Rückbau? – Der Nachhaltigkeits-Omnibus als Korrektur 
europäischer Transformationssteuerung 

Ab Februar 2026 veröffentlichte Texte zum Omnibus-I-Paket nach dem 
Kompromiss vom 16.12.25, „Draft Simplified ESRS“ 
 
Der Omnibus-Kompromiss reduziert Anwendungsbereiche und Pflichten. Unterläuft 
der Omnibus die Zielsetzung der CSRD – oder stellt er legitime Feinsteuerung dar? 
 
Methode: Teleologische Analyse (Transformationsziel vs. Praktikabilität) 
Vergleich ursprünglicher Richtlinienlogik mit Omnibus-Änderungen 
Bewertung aus Sicht der Transformationssteuerung 

7. Haftungsausschluss im europäischen Lieferkettenrecht 
Pflichten ohne Haftung? – Reichweite und Grenzen des 
Haftungsausschlusses in der CSDDD 

Köhnlein/Encinas, Einigung zur CSDDD: Mehr Spielraum, weniger Haftung? Ein 
Überblick über die EU-Richtlinie und ihre Auswirkungen auf Unternehmen, ESGZ 
2026, 25 – 30 
 
Im Nachhaltigkeits-Omnibus wurden Haftungsrisiken explizit entschärft 
(Einschränkung zivilrechtlicher Haftung, Betonung von Verfahrens- und 
Bemühenspflichten statt Erfolgspflichten, Schutz vor „overlitigation“ und 
Investitionshemmnissen). Kritik aus Parlament, NGOs und Wissenschaft: 
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Gefahr eines „compliance without consequences“. Handelt es sich beim 
Haftungsausschluss um eine legitime Begrenzung unionsrechtlicher Übersteuerung  
oder um eine Aushöhlung effektiver Rechtsdurchsetzung? 
 
Methode: Rechtsfolgenanalyse: Pflicht ohne Haftung?Effektivitätsgrundsatz (effet 
utile): Reicht Verfahrenscompliance zur Zielerreichung? Vergleich mit 
Haftungsmodellen im Umwelt-, Verbraucher- und Kapitalmarktrecht. Abgrenzung: 
Haftungsausschluss vs. Haftungsbegrenzung 

8. Abschaffung des verpflichtenden Klimatransformationsplans 
Rückschritt oder Systemkorrektur? – Zur Streichung des 
Klimatransformationsplans im Omnibus-Kompromiss 

Weller/Schwemmer, Klimatransformationspflichten für Großunternehmen 
Umsetzung des Art. 22 CSDDD via Klimaquote, AG 2024, 517 – 528; ab Februar 
2026 veröffentlichte Texte zum Omnibus-I-Paket nach dem Kompromiss vom 
16.12.25 
 
Der ursprüngliche CSDDD-Ansatz sah verbindliche Klimatransitionspläne vor (1,5-
Grad-Pfad). Der Omnibus-Kompromiss streicht bzw. entkernt die Verpflichtung und 
lässt Klimapläne eher als strategisches Instrument ohne klare Rechtsfolgen zurück.  
Die politischen Argumente dafür waren unklare Justiziabilität, Überschneidung mit 
CSRD-Berichtspflichten und Gefahr gerichtlicher Überdehnung unternehmerischer 
Planung. War die Abschaffung des verbindlichen Klimatransformationsplans 
politisch opportun, rechtssystematisch geboten, oder transformationspolitisch 
kontraproduktiv? 
 
Methode: Normzweckanalyse (Steuerung durch Planung vs. Steuerung durch 
Transparenz), Justiziabilitätsprüfung (Können Gerichte Transformationspfade 
kontrollieren?), Systemvergleich (Klimaplan als Rechtspflicht, Klimabericht als 
Informationsinstrument), Analyse des Spannungsverhältnisses zwischen 
Unternehmerfreiheit und Klimaschutzpflicht). 

II. Digitalisierung & Governance  

9. Digital-Omnibus: Wenn „Vereinfachung“ neue Widersprüche schafft 
Ein Unternehmen – drei Pflichtenregime? Wie der Digital-Omnibus die 
Kohärenz von Datenschutz-, Plattform- und KI-Pflichten verändert 

ab Februar 2026 veröffentlichte Texte zum Digital-Omnibus-Paket; 
Zhou/Grossmann, Digital Omnibus – Chancen und Grenzen des Digitalpakets, BB 
2026, I; Vilma/Sommer, Digitaler Omnibus – Angirff auf den Datenschutz?, ITRB 
2026, 1; Use-Case: in großes Online-Unternehmen betreibt eine Plattform, 
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nutzt KI-Systeme zur Empfehlung, verarbeitet große Mengen personenbezogener 
Daten. 
 
Durch den Digital-Omnibus werden Begriffe, Fristen oder Verweise in mehreren 
Digitalrechtsakten gleichzeitig angepasst. Gelten für dieselbe technische Funktion 
unterschiedliche oder widersprüchliche Pflichten? Erhöht der Digital-Omnibus 
tatsächlich die Rechtssicherheit für Unternehmen – oder verschärft er 
Normkonflikte im Digitalrecht? 
 
Methode: Vergleichende Normenanalyse (Herausarbeiten konkreter 
Pflichtenkollisionen) und 
Systematische Einordnung (Schutz von Wettbewerb, Grundrechten, Innovation) 

10. Digital-Omnibus: Wer setzt das Digitalrecht eigentlich noch durch? 
Viele Regeln, wenige Behörden? – Aufsicht und Durchsetzung des EU-
Digitalrechts nach dem Digital-Omnibus 

ab Februar 2026 veröffentlichte Texte zum Digital-Omnibus-Paket; 
Zhou/Grossmann, Digital Omnibus – Chancen und Grenzen des Digitalpakets, BB 
2026, I; Vilma/Sommer, Digitaler Omnibus – Angirff auf den Datenschutz?, ITRB 
2026, 1; Use-Case: Ein Plattformbetreiber verstößt gegen Transparenzpflichten, 
KI-Risikoregeln, Datenschutzanforderungen. 
 
Der Digital-Omnibus verändert Fristen, Zuständigkeiten und 
Koordinationsmechanismen. Welche Behörde ist zuständig? Wie schnell wird 
eingeschritten? Wer koordiniert das Verfahren? Führt der Digital-Omnibus zu 
effizienterer Durchsetzung oder zu einer Verdünnung staatlicher Kontrolle? 
 
Methode: Institutionen- und Governance-Analyse, Vergleich zentraler vs. 
dezentraler Aufsicht, Bewertung anhand von Effektivität und Rechtsstaatlichkeit 

III. CBAM – Außenhandel & Transformationssteuerung  

11. Klimaschutz durch Grenzausgleich? – Der CO₂-Grenzausgleich (CBAM) 
zwischen Klimapolitik, Wettbewerbsfähigkeit und Außenhandel 

Das CO2-Grenzausgleichssystem (CBAM): Zu den Pflichten des Importeurs und 
deren Vereinbarkeit mit dem Zollverfahren der aktiven Veredelung, EuZW 2023, 
452 – 460; Wahl, Der Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM) – Analyse im 
Kontext der internationalen Klima-, Handels- und ESG-Politik, ESG 2025, 296 – 
304; Fuest, F.A.Z. v. 23.9.2025 
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Der CBAM soll Carbon Leakage verhindern, verändert aber Kostenstrukturen, 
Lieferketten und Standortentscheidungen. Ist der CO₂-Grenzausgleich in seiner 
asymmetrischen Ausgestaltung (Importbelastung ohne Exportentlastung) 
ein geeignetes und kohärentes Steuerungsinstrument, um Klimaschutz und 
Wettbewerbsfähigkeit gleichzeitig zu sichern? Welches Steuerungsziel verfolgt der 
CBAM rechtlich (nicht politisch)? Welche Lenkungswirkung entfaltet die Belastung 
von Importen tatsächlich? Welche Nebenwirkungen entstehen für 
weiterverarbeitende Industrie und Exporteure? Sind diese Nebenwirkungen 
rechtlich relevant oder bloß wirtschaftspolitisch hinzunehmen? 
Welche rechtlichen Grenzen ergeben sich aus WTO-Recht, 
Verwaltungspraktikabilität und Rechtssicherheit? 
 
1. Instrumenten- und Steuerungsanalyse (Kernmethode): Identifikation des 
eingesetzten Instruments (Grenzausgleich), Analyse der Ziel-Mittel-Relation 
Prüfung, ob das Instrument zielkonform, widerspruchsfrei und konsistent wirkt 
2. Normative Systemanalyse: Einordnung des CBAM in das Zusammenspiel von 
EU-Klimarecht (ETS), Außenhandelsrecht, Industrie- und Wettbewerbsrecht 
Analyse von Zielkonflikten innerhalb des Primärrechts (Art. 191 vs. 207 AEUV) 
3. Regulierungsfolgenabschätzung (qualitativ): Untersuchung unbeabsichtigter 
Steuerungseffekte, (Upstream-Bias, Verlagerungsanreize, Haftungsrisiken) 
Abgrenzung rechtlich relevanter Nebenfolgen von bloßen Marktreaktionen 

IV. Klimaklagen als Rückkopplung der Transformationssteuerung  

12a Globale Emissionen vor deutschen Zivilgerichten – Die Entscheidung des 
OLG Hamm in Lliuya v. RWE und ihre Zukunftswirkung 

OLG Hamm v. 28.5.2025 – 5 U 15/17 m. Anm Erling, KilmaRZ 2025, 143 – 150; 
Reiser/Reiser, Klimaklagen: Die Welt nach Lliuya vs. RWE, ESGZ 2025, 7 – 14; 
Beermann/Arena, Klimaklagen als gesellschaftliches Korrektiv: Wie Unternehmen 
das finanzielle Risiko von Klimaklagen unterschätzen, KlimaRZ 2025, 3 – 10; 
Heidbrink, Die Zulässigkeit zivilrechtlicher Klimaklagen in Deutschland und den 
USA und der Grundsatz der Gewaltenteilung, GVRZ 2026, 15 - 19 
 
Welche Anspruchsgrundlage prüft das OLG Hamm (insb. § 1004 BGB analog)? 
Wie geht das Gericht mit Kausalität, Zurechnung und Beweislast bei globalen 
Emissionen um? Warum scheitert die Klage im konkreten Fall – und warum ist das 
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trotzdem kein „Scheitern“ der Klimahaftung? Welche Signalwirkung entfaltet die 
Entscheidung für weitere Zivilklagen, Unternehmensrisiken, 
regulatorische Alternativen (z. B. Haftungsbegrenzungen im EU-Recht)? 
 
Methodik: Urteils- und Entscheidungsanalyse, Rekonstruktion der 
haftungsdogmatischen Argumentation, Prospektive Rechtsfolgenanalyse 
(Zukunftswirkung über den Einzelfall hinaus), Abgrenzung: richterliche 
Rechtsfortbildung vs. politische Steuerung 

12b Intertemporale Freiheit und staatliche Klimapflichten – Vom Klimabeschluss 
2021 zur zweiten „Klimaklage“: Neue Verfassungsbeschwerden vor dem 
Bundesverfassungsgericht 

Beschluss des BVerfG v. 24.3.2021 – 1 BvR 2656/18; Exemplarisch: 
Verfassungsbeschwerde des BUND und des Solarenergie Förderverein 
Deutschland e.V. (abrufbar unter https://www.sfv.de/energiepolitik/klimaklage-2-0).  
 
Welche verfassungsrechtlichen Maßstäbe hat das Bundesverfassungsgericht im 
Klimabeschluss 2021 entwickelt – und inwieweit binden oder erweitern sie den 
Prüfungsmaßstab in der zweiten Klimaklage („Klimaklage 2.0“)? Wie begründet das 
BVerfG 2021 die intertemporale Freiheitsdimension von Grundrechten? Welche 
Rolle spielt Art. 20a GG als Staatszielnorm? Welche Anforderungen stellt das 
Gericht an gesetzgeberische Planung und Vorsorge? Ist die zweite „Klimaklage“ 
eine konsequente Fortschreibung, oder eine Überdehnung der richterlichen 
Kontrolle politischer Entscheidungen? 
 
Methodik: Verfassungsrechtliche Entscheidungsanalyse (BVerfG 2021) 
Rekonstruktion der dogmatischen Leitlinien (Grundrechte, Schutzpflichten, 
Gewaltenteilung), Anwendung der Maßstäbe auf die zweite Klimaklage 
Bewertung der Grenzen gerichtlicher Transformationssteuerung 

  
Anforderungen, Ablauf und Bewertung des Seminars  

  
1. Maximal 16 Teilnehmer/-innen. Jedes Thema wird nur einmal an eine Bearbeiterin/einen Bearbeiter vergeben.  

  

2. Anforderungen: Schriftliche Ausarbeitung im Stil eines Aufsatzbeitrags von 12 – 25 Manuskriptseiten (maximal 45.000 Zeichen inkl. Leerzeichen und 
Fußnoten, exklusive Literaturverzeichnis) und mündlicher Vortrag von 20 Min. Gewichtung bei der Notenbildung: 2/3 schriftlich, 1/3 mündlich. 

https://www.sfv.de/energiepolitik/klimaklage-2-0
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3. Vergabe der Einzelthemen und Kick off am 10. Februar 2026, 16:00 Uhr in Helmholtzstraße 22, E.03. 

  
4. Bearbeitungs-, Literatur- und Recherchehinweise unter https://www.uni-ulm.de/mawi/wsdr/lehre/abschlussarbeiten/  

  
5. Einführungs- und Vorbereitungssitzungen in der ersten Hälfte des Sommersemesters. Beginnend in der ersten Vorlesungswoche.  

  
6. Präsentation der Seminarvorträge voraussichtlich Ende Juni/Anfang Juli – evtl. verbunden mit einer Praxisexkursion. 

https://www.uni-ulm.de/mawi/wsdr/lehre/abschlussarbeiten/

